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sein Verhalten vor und nach der Tat in belastender und 
entlastender Hinsicht allseitig und unvoreingenommen 
festzustellen.,

(2) Diesen Aufgaben dient die Vernehmung des An­
geklagten zur Person und zur Sache, die darauf folgende 
weitere Erhebung und Überprüfung der Beweise sowie 
die Besichtigung von Orten und Gegenständen.

(3) Die in der Beweisaufnahme zu treffenden Fest­
stellungen bilden die alleinige Grundlage für das Urteil.

§ 223 
Bcweisanträge

(1) Das Gericht hat allen Beweisanträgen stattzuge­
ben, wenn die beantragte Beweiserhebung für die Fest­
stellung der Wahrheit erheblich sein kann.

(2) Wird eine für die Feststellung der Wahrheit er­
hebliche Tatsache so spät vorgebracht, daß es dem 
Staatsanwalt, dem Angeklagten oder dessen Verteidiger 
an der zur Vorbereitung ihrer Stellungnahme erforder­
lichen Zeit mangelt, kann das Gericht eine Unterbre­
chung der Hauptverhandlung anordnen. Das kann bis 
zum Schluß der Beweisaufnahme geschehen.

(3) Die Ablehnung eines Beweisantrages und eines 
Antrages auf Unterbrechung der Hauptverhandlung be­
darf eines Gerichtsbeschlusses.

§ 224
Vernehmung des Angeklagten

(1) Der Angeklagte ist in der Hauptverhandlung zu 
vernehmen. Ihm ist Gelegenheit zu geben, Tatsachen 
über die Straftat mitzuteilen, den bestehenden Verdacht 
zu beseitigen, entlastende Umstände vorzubringen und 
Beweisanträge zu stellen.

(2) Aussagen des Angeklagten, die in einem Protokoll 
über eine frühere Vernehmung enthalten sind, können, 
soweit erforderlich, durch Verlesung zum Gegenstand 
der Beweisaufnahme gemacht werden.

§225
Vernehmung von Zeugen

(1) Zeugen sind in der Hauptverhandlung zu verneh­
men. Ihre Vernehmung darf nur dann durch Verlesung 
des Protokolls über eine frühere Vernehmung durch ein 
Untersuchungsorgan, einen Staatsanwalt oder einen 
Pachter ersetzt werden, wenn
1. der Zeuge oder Mitbeschuldigte verstorben oder 

geisteskrank geworden ist oder wenn sein Aufent­
halt nicht ermittelt ist;

2. dem Erscheinen des Zeugen oder Mitbeschuldigten 
in der Hauptverhandlung für eine längere oder 
ungewisse Zeit Krankheit, Gebrechlichkeit, nicht zu 
beseitigende oder andere erhebliche Hindernisse 
entgegenstehen;

3. der Zeuge nicht anwesend ist und der Staatsanwalt, 
der Angeklagte und dessen Verteidiger mit der 
Verlesung einverstanden sind.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 dürfen auch Auf­
zeichnungen über anderweitige Vernehmungen oder 
Äußerungen sowie eigene Aufzeichnungen eines Zeugen 
oder Mitbeschuldigten wiedergegeben werden.

(3) Aussagen von anwesenden Zeugen, die in einem 
Protokoll über eine frühere Vernehmung enthalten sind, 
können, soweit erforderlich, durch Verlesung zum Ge­

genstand der Beweisaufnahme gemacht werden. Die 
Aussage eines vor der Hauptverhandlung vernommenen 
Zeugen, der erst in der Hauptverhandlung von seinem 
Aussageverweigerungsrecht Gebrauch macht, darf nicht 
verlesen werden.

(4) Das Gericht beschließt, ob die Wiedergabe ange­
ordnet wird. Der Grund der Wiedergabe ist bekannt­
zugeben.

§ 226
Protokollvermerk über die Wiedergabe

In den Fällen der §§ 224 und 225 sind die Wiedergabe 
und ihr Grund im Protokoll zu vermerken.

§ 227
Vernehmung von Vertretern der Kollektive

Vertreter der Kollektive sind in der Hauptverhand­
lung zu vernehmen. Ihnen ist die Möglichkeit zu geben, 
auch nach ihrer Vernehmung bis zum Schluß der Be­
weisaufnahme zu allen bedeutenden Fragen Stellung zu 
nehmen.

§228
Sachverständigengutachten

(1) Der Sachverständige hat sein Gutachten in der 
Hauptverhandlung mündlich vorzutragen. Liegt das 
Gutachten schriftlich vor, hat das Gericht das Erschei­
nen des Sachverständigen in der Hauptverhandlung an­
zuordnen, wenn dies zur Feststellung der Wahrheit er­
forderlich ist.

(2) Ist das Gutachten von einem Sachverständigen­
kollegium erstattet worden, kann das Gericht das Kol­
legium ersuchen, eines seiner Mitglieder mit der Ver­
tretung des Gutachtens in der Hauptverhandlung zu 
beauftragen.

(3) Schriftlich vorliegende frühere Gutachten können, 
soweit erforderlich, verlesen und zum Gegenstand der 
Beweisaufnahme gemacht werden.

§229
Fragerecht der Beteiligten

(1) Nach dem Vorsitzenden haben die beisitzenden 
Richter das Recht, Fragen an den Angeklagten, die Zeu­
gen, die Vertreter von Kollektiven und an die Sachver­
ständigen zu richten.

(2) Sodann hat der Vorsitzende dem Staatsanwalt, 
dem Verteidiger, dem gesellschaftlichen Ankläger, dem 
gesellschaftlichen Verteidiger und dem Angeklagten zu 
gestatten, Fragen zu stellen.

(3) Der Vorsitzende kann ungeeignete oder nicht zur 
Sache gehörige Fragen zurückweisen.

(4) Gegen die Zurückweisung einer Frage durch den 
Vorsitzenden können die Beteiligten die Entscheidung 
des Gerichts anrufen.

§230
Befragung des Angeklagten

Nach der Vernehmung jedes Zeugen, Vertreters des 
Kollektivs, Sachverständigen oder Mitangeklagten so­
wie nach der Wiedergabe jeder Aufzeidinung und der 
Besichtigung jedes Beweisgegenstandes ist der Ange­
klagte zu befragen, ob er dazu Erklärungen abzugeben 
habe.


